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CONCORDIA.
EIN GUTER GRUND.

Wir suchen für die langfristige Übernahme eines lukrativen und ausbaufähigen Kunden-
bestandes einen leistungsstarken 

Agenturnachfolger (m/w). 
Sie fühlen sich angesprochen? Dann freuen wir uns auf Ihre Bewerbungs unterlagen oder 
rufen Sie uns an.

Sie sind ein 
engagierter Vertriebs-
profi und haben Spaß 
am Erfolg?
Dann kommen Sie zu 
uns!

Wir suchen Verkäufer/innen
sowie Fachkräfte für unsere Produktion in Dahlewitz

Gern auch Quereinsteiger!

Ein unauffälliger Hinweis auf die Folgen einer nicht vollständigen 
oder nicht wahrheitsgemäßen Beantwortung der Gesundheitsfra-
gen im Antragsformular genügt nicht, um vom Vertrag zurückzu-
treten und die Leistung zu verweigern, so Mario Penack (Versi-
cherungsmakler), Pressesprecher des Maklerverbundes CHARTA 
Börse für Versicherungen AG, in Frankfurt (Oder). 
Vielmehr muss sich dieser Hinweis optisch deutlich abgesetzt, 
unmittelbar über der Unterschriftenleiste des Antrags befinden, 
wie das VersicherungsJournal kürzlich unter Berufung auf ein Ur-
teil des Landgerichts Köln vom 14. Juli 2010 (Az.: 23 O 377/09) 
berichtete. 
Im Streitfall wollte der private Krankenversicherer von Vertrag 
zurücktreten und die Leistung – die Anschaffung eines Beat-
mungsgerätes – verweigern, weil der Kunde seine stationär behan-
delten Schlafstörungen nicht genannt hatte. Doch wegen der un-
auffällig angebrachten Warnung vor den Folgen einer Anzeige-
pflichtverletzung im Antragsformular scheiterte er vor Gericht.

Gut versichert? Folge 78

Unauffälligkeit rächt sich
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André Schulz
Pressesprecher, Agentur für Arbeit Frankfurt (Oder), Telefon 0335 - 570 3000

Aktuelle Informationen der
Folge 64

Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht, wenn der Arbeitslose wegen Beendigung 
seines Arbeitsverhältnisses eine Abfindung, Entschädigung oder ähnliche Leistung 
(Entlassungsentschädigung) erhalten oder zu beanspruchen hat und außerdem das 
Arbeitsverhältnis beendet worden ist und eine Frist nicht eingehalten wurde, die 
der ordentlichen Kündigungsfrist des Arbeitgebers entspricht.

Die Frage, welche Arbeitgeberleistungen zu einem Ruhen des Anspruchs auf Arbeits-
losengeld führen können, stellt sich nur, wenn die Kündigungsfrist nicht eingehalten 
wurde: Zu berücksichtigen sind alle Abfindungen, Entschädigungen oder ähnliche 
Leistungen, die der Arbeitnehmer wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses er-
halten oder zu beanspruchen hat. Zwischen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
und der Entstehung des Anspruchs auf die Leistung muss ein ursächlicher Zusammen-
hang bestehen. Solche Leistungen können z.B. gewährt werden
 • aufgrund eines Sozialplanes,
 • aufgrund eines arbeitsgerichtlichen Vergleichs oderUrteils,
 • zum Ausgleich des Verlustes des Arbeitsplatzes.

Durch das Ruhen des Anspruchs wird der Beginn der Zahlung von Arbeitslosengeld 
hinausgeschoben. Die Anspruchsdauer wird hierdurch nicht gekürzt. Sofern jedoch 
neben dem Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld gemäß § 158 SGB III auch der 
Eintritt einer Sperrzeit festgestellt wird, vermindert sich die Dauer des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld wegen der Sperrzeit.

Solange der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht, besteht kein Kranken- oder 
Pflegeversicherungsschutz. Es werden auch keine Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung und Pflegeversicherung entrichtet.

Wenn Sie weitere Fragen haben, wenden Sie sich bitte an Ihre Agentur für Arbeit 
Frankfurt (Oder). Sie gibt Ihnen gerne Rat und Auskunft für Ihren persönlichen Fall. 

Sie erreichen uns unter der bundeseinheitlichen Service-Rufnummer 
01801 555 111 (Festnetzpreis 3,9 ct/ min; Mobilfunkpreise höchsten-
s42ct/ min) von Mo. – Fr. von 8:00 bis 18:00 Uhr.

Unser Thema der Woche:
Berücksichtigung von
Entlassungsentschädigungen

Freiberufliche Mitarbeiter/-innen
für Befragungen gesucht.

Foerster & Thelen Marktforschung bietet Ihnen die Möglichkeit 
zur freiberuflichen Mitarbeit bei Befragungen z. B. in Lebens-

mittelmärkten, Möbelhäusern, auf Messen oder in fremder 
Umgebung nach Festadressen an. Ein Nebenjob mit freier 

Zeiteinteilung und guten Verdienstmöglichkeiten.  
Keine Verkaufs- oder Werbetätigkeit. Mehr Infos und Bewerbung unter 

www.ftmafo.de/jobb.php oder unter 0800 7 11 13 17. Oder 
senden Sie Ihre Bewerbung an Foerster & Thelen Marktforschung 

Feldservice GmbH, Stühmeyerstr. 16, 44787 Bochum.

Frankfurt. Zum Thema „Stu-
dieren für die berufliche Pra-
xis an der bbw Hochschule in 
Frankfurt (Oder)“ findet am 
5. Mai von 10.30 bis 13 Uhr 
im bbw Bildungszentrum 
Frankfurt in der Potsdamer 
Straße eine Informationsver-
anstaltung statt, zu der Be-
rufstätige, Auszubildende 
und Schüler eingeladen sind. 
Neben Informationen zu den 
Studiengängen Ingenieur-
wissenschaften Maschinen-
bau mit Mechatronik und 
Ingenieurwissenschaften 
Maschinenbau mit Erneuer-
baren Energien gibt es auch 
Auskünfte über die Finanzie-
rungsmöglichkeiten des Stu-

diums. Die staatlich aner-
kannte private bbw Hoch-
schule Berlin startet am 5. 
September 2012 den vierten 
Durchgang des ausbildungs- 
oder berufsbegleitenden Stu-
diums Ingenieurwissen-
schaften  Maschinenbau mit 
Mechatronik und Maschi-
nenbau mit Erneuerbaren 
Energien. Die Präsenzveran-
staltungen in den Räumen 
des bbw Bildungszentrums 
Frankfurt finden im 14-tägi-
gen Rhythmus statt. Das 
achtsemestrige Studium 
schließt mit dem internatio-
nal anerkannten Bachelor of 
Engineering ab und ist akkre-
ditiert. „Studieren für die 

berufliche Praxis“ ist das 
Motto der bbw Hochschule, 
die Hauptzielgruppen bilden 
Berufstätige mit und ohne 
Abitur.

Interessant ist das duale 
Studium auch für Abiturien-
ten, die einen Ausbildungs-
beruf erlernen und gleichzei-
tig studieren möchten. Die 
bbw Hochschule bietet die 
Möglichkeit, parallel zur 
Ausbildung den Bachelor of 
Engineering zu absolvieren. 

Die Studiengebühr von 
monatlich 315 Euro  wird bei 
einem berufsbegleitendem 
Studium von dem jeweiligen 
Arbeitgeber teilweise oder 
ganz übernommen.           red

Studienangebote des bbw      
Bildungszentrums Frankfurt

Schüler, Azubis und Berufstätige können sich informieren
Frankfurt. Nach der ange-
kündigten Schließung der 
beiden Frankfurter First-
Solar-Werke macht sich 
Brandenburgs Arbeitsminis-
ter Günter Baaske für schnel-
le Hilfe für die Beschäftigten 
stark. „Jetzt geht es darum, 
den Kollegen zu helfen“, sag-
te er in Frankfurt. Es sollte 
zügig eine Transfergesell-
schaft gegründet werden. 
Darüber müssten aber allein 
das Unternehmen und der 
Betriebsrat entscheiden. 
Wenn die Details stimmen, 
werde die Arbeitsagentur das 
Projekt begleiten, kündigte 
Jochem Freyer von der 
Frankfurter Agentur für Ar-

beit an. Unterdessen kündig-
te die Yamaichi Electronics 
Deutschland Stellenabbau 
bei der Fertigung in Frank-
furt an. Hintergrund sei der 
Markteinbruch in der Photo-
voltaikbranche, teilte eine 
Unternehmenssprecherin in 
München mit. Der Ferti-
gungsstandort Frankfurt sei 
aber nicht gefährdet. Der Zu-
sammenbruch der Solarin-
dustrie werde vom Unter-
nehmen als Chance gesehen, 
sich stärker dem Kernge-
schäft, etwa in der Indus-
trieautomation und Halblei-
terherstellung zu widmen. 
Yamaichi plane in Frankfurt 
eine neue Investition.    dapd

Transfergesellschaft 
schnell gründen
Auch Yamachi streicht Stellen

Potsdam. Die verstärkte 
Nutzung erneuerbarer Ener-
gien bei der angestrebten 
Energiewende macht den 
Bau zahlreicher neuer Strom-
leitungen in Brandenburg 
erforderlich. 

Allein im Übertragungs-
netz seien im Land neue Lei-
tungen mit einer Länge von 
625 Kilometern nötig, teilte 
Wirtschaftsminister Ralf 
Christoffers  auf eine parla-
mentarische Anfrage der 

CDU mit. Auf weiteren 530 
Kilometern müsse die Über-
tragungskapazität erhöht 
werden.

Bei den Verteilernetzen 
sind laut Minister zudem auf 
1.068 Kilometern neue Lei-
tungen geplant. Weitere 493 
Kilometer sind an Standor-
ten mit besonders leistungs-
fähigen Anlagen nötig. Chri-
stoffers bezog sich dabei auf 
eine Studie der Technischen 
Universität Cottbus.        dapd

Keine Wende ohne 
lange Leitung

Stromnetz braucht Investitionen

Kapazität reicht nicht aus.� Foto: Klemt

Potsdam. Überwachung am 
Arbeitsplatz und Videos im 
Internet -  die brandenburgi-
sche Datenschutzbeauftragte 
Dagmar Hartge sieht beim 
Einsatz von Kameras zuneh-
mend Persönlichkeitsrechte 
bedroht. In den beiden ver-
gangenen Jahren sei ver-
mehrt ein fahrlässiger Um-
gang außerhalb öffentlicher 
Plätze und Stellen zu beob-
achten, sagte sie bei der Vor-
stellung ihres Tätigkeitsbe-
richts 2010 / 2011. 

Zahlreiche Beschwerden 
seien bei der Datenschutzbe-
hörde in Kleinmachnow we-
gen solcher Filmaufnahmen 
eingegangen.

Häufig sei es „reine Un-
überlegtheit“ der Inhaber 
solcher Kameras, die zu einer 
Beschneidung der Rechte 
Dritter führe, sagte Hartge. 
Videokameras wurden etwa 
zum Schutz des Wohnraums 
auf Privatgrundstücken ins-
talliert - durch falsche Win-
keleinstellungen der Geräte 
wurden dabei aber auch Stra-
ßen, Gehwege oder weitere 
Gebäude aufgenommen. 
Unter anderem habe es Be-
schwerden von Passanten 
gegeben, die auf einer Straße 
gefilmt wurden und das Vi-
deo in Echtzeit im Internet 
übertragen wurde. Der An-
wohner habe angegeben, da-
mit der Sachbeschädigung 
seines Autos vorbeugen zu 
wollen, sagte die branden-
burgische Datenschutzbe-
auftragte.

Unerlaubte Filmaufnah-
men würden aber nicht nur 
auf Privatgrundstücken ge-
macht - auch bei Firmen sei 
dies bereits vorgekommen. 
Bei einer brandenburgischen 
Produktionsfirma etwa seien 
Angestellte bei der Arbeit un-

unterbrochen mit neun Vi-
deokameras überwacht wor-
den. Das Unternehmen habe 
sie installieren lassen, um 
Materialdiebstahl verhin-
dern zu wollen, sagte Dagmar 
Hartge.

Die Datenschutzbeauf-
tragte des Landes Branden-
burg legte auch Mängel bei 
staatlichen Stellen offen. In 
Sachen Informationsfreiheit 
sei das Land Brandenburg im 
Vergleich zu anderen Bun-
desländern inzwischen das 
Schlusslicht, bemängelte 
Hartge. 

Die Datenschutzbeauf-
tragte fordert deshalb verbes-
serte Regeln für die Akten-
einsicht bei Behörden. Vor 
allem Unternehmen, die mit 
staatlichen Stellen zusam-
menarbeiten, dürften fir-
menbezogene Angaben zu-
rückhalten, auch wenn Bür-
ger Einsicht verlangten. Hin-
tergrund sei das derzeitige 
Akteneinsichts- und Infor-
mationszugangsgesetz.

Die Landesbeauftragte für 
den Datenschutz und für das 
Recht auf Akteneinsicht ist 
nach eigenen Angaben ver-
pflichtet, den brandenburgi-
schen Landtag und die Lan-
desregierung alle zwei Jahre 
mit einem Bericht über ihre 
Tätigkeit zu informieren. Der 
jetzige Report deckt die Jahre 
2010 und 2011 ab. 

Laut Hartge gibt es einen 
Anstieg von Beschwerden. 
Jährlich nehme die Anzahl 
um zehn Prozent zu. 2011 
seien 1.100 Vorgänge bear-
beitet worden. 

Die Datenschutzbehörde 
wurde 1992 in Kleinmach-
now errichtet, um das Recht 
auf informationelle Selbstbe-
stimmung eines jeden Bür-
gers zu schützen.               dapd

Firma gerügt
Persönlichkeitsrechte sind in Gefahr


